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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Erhebung von 
Abschlagszahlungen auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer 1950 

- Nr. 367 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Besold 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den vorliegenden Gesetzentwurf in der aus der nachstehenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung zu genehmigen. 


Bonn, den 17. Januar 1950 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Dr. Höpker-Aschoff Dr, Besold 
Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache Nr. 396 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes zur 
Erhebung von Abschlagszahlungen auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer 1950 

- Nr. 367 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des n. Ausschusses 


Entwurf 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen, dem der Bun- 
desrat zugestimmt hat: 

§ 1 

(1) Vorbehaltlich einer anderwei- 
tigen gesetzlichen Regelung werden 
auf die im April, Juni, Okto- 
ber 1950 undim Januar 1951 
zu leistenden vierteljährlichen Ein- 
kommensteuer - Vorauszahlungen 
monatliche Abschlagszahlungen er- 
hoben. Die Abschlagszahlungen sind 
jeweils am 10. der Monate Februar, 
März, Mai, Juni, August, Sep- 
tember, November, und De- 
zember 1950 in Höhe eines 
Drittels der Vorauszahlung für das 
unmittelbar vorangegangene Ka- 
lendervierteljahr zu leisten. Die für 
den Vorauszahlungszeitraum ent- 
richteten Abschlagszahlungen wer- 
den auf die Vorauszahlungsschuld 
angerechnet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
die Vorauszahlungen auf die Kör- 
perschaftsteuer. 

(3) Die Obersten Finanzbehörden 
der Länder werden ermächtigt, von 
der Erhebung der Abschlagszah- 
lungen abzusehen. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Vorbehaltlich einer anderweiti- 
gen gesetzlichen Regelung werden 
auf die im April und Juli 1950 
zu leistenden vierteljährlichen Ein- 
kommensteuer - Vorauszahlungen 
monatliche Abschlagszahlungen er- 
hoben. Die Abschlagszahlungen 
sind jeweils am 10. der Monate 
Februar, März, Mai und Juni 1950 
in Höhe eines Drittels der Voraus- 
zahlung für das unmittelbar voran- 
gegangene Kalendervierteljahr zu 
leisten. Die für den Vorauszahlungs- 
zeitraum entrichteten Abschlags- 
zahlungen werden auf die Voraus- 
zahlungsschuld angerechnet. 


(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
die Vorauszahlungen auf die Kör- 
perschaftsteuer. 

(3) Die Obersten Finanzbehörden 
der Länder werden ermächtigt, von 
der Erhebung der Abschlagszah- 
lungen abzusehen. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 



